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Siehe auch:

Biotope: Auengebiete und 
Seeufer;

Biotope: Feuchtgebiete und 
Moore

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Seeufergemeinden

Kantonale Stellen:
BNS, TBA, VEA, SGeW, ASS, 
AfU, WaldA

Andere Kantone:
VD, NE, BE

Bund:
ARE, BUWAL

Andere Stellen:
Commission de gestion de la 
rive sud du lac de Neuchâtel, 
FEW, Schifffahrtsgesellschaft des 
Neuenburger- und Murtensees 
AG, FTV

1. PROBLEMSTELLUNG

Das Gebiet des Kantons Freiburg umfasst mehrere Seen mit deut-
lich unterschiedlichen Merkmalen. Wichtig ist die Unterscheidung 
zwischen natürlichen und künstlichen Seen. Die ersteren besitzen 
eine höhere Anziehungskraft auf die private Kleinschifffahrt. Auf 
Stau- und Speicherseen wird die Entwicklung dieser Schifffahrt 
durch mehrere Umstände eingeschränkt, zu denen der wech-
selnde Pegelstand, die Begrenzung der Geschwindigkeit und der 
Motorenleistung der Boote sowie die Grösse dieser Seen gehören. 
Diese allgemeinen Bedingungen sind nicht ohne Auswirkungen auf 
die technischen Lösungen, die für die Anlegeplätze gesucht werden 
müssen. Im Allgemeinen kommt es nicht auf der Wasserfläche 
zu Konflikten mit der Schifffahrt, sondern eher in den ufernahen 
Bereichen und in den Gebieten, in denen sich die Anlegeplätze 
mit ihren Infrastrukturen befinden.

In der Vergangenheit hatte die Kleinschifffahrt eine ständige 
Zunahme zu verzeichnen, vor allem seit den sechziger Jahren. 
Zuerst wurden individuelle Anlegeplätze und private Stege ein-
gerichtet, die zu Uferbeschädigungen führten und den Interessen 
des Natur- und Fischereischutzes zuwiderliefen. Mit Beschluss 
vom 20. Februar 1973 beauftragte der Staatsrat die zuständigen 
Behörden, Massnahmen zu ergreifen, um die von Privaten mit 
oder ohne Bewilligung auf öffentlichem Grund errichteten Stege 
und Anlegestellen zu beseitigen und durch Kleinschiffhäfen zu 
ersetzen.

An und für sich führt die Nutzung der Wasserflächen zu keinen 
Problemen, sieht man von den Orten ab, wo die Schifffahrt mit 
den Interessen des Naturschutzes zusammenstösst. Die Wahl 
des Standorts und die Grösse der Bootshäfen sind sorgfältig zu 
studieren. Dabei müssen vor allem Aspekte wie die Integration in 
die Landschaft, die beschränkte Aufnahmekapazität der Umgebung 
hinsichtlich der Zufahrtsmöglichkeiten, die Parkplätze, die Grösse 
der bestehenden oder zu schaffenden Tourismusanlagen, die 
akzeptierbare Beanspruchung der Ufer durch den Badebetrieb 
usw. in Betracht gezogen werden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Organisation der Privatschif f fahr t auf den Seen unter 
Berücksichtigung der Aufnahmekapazität der kollek-
t iven Anlegeplätze und der Achtung vor Ufern und 
Schutzgebieten.

· Berücksichtigung der Tätigkeiten in Verbindung mit dem 
See bei der touristischen Entwicklung des Kantons und der 
Regionen.

· Festlegung der Planungskriterien zur Beur teilung der 
Bewilligungsgesuche für den Bau oder die Erweiterung von 
Bootshäfen.

· Errichtung und Organisation kollektiver Anlegeplätze, vor allem 
um die individuellen Anlegeplätze aufheben zu können.

· Erstellung einer Nutzungsstudie der Ufer für jeden See mittels 
eines regionalen Seeuferrichtplans.

· Erarbeitung eines Informationskonzepts zuhanden der 
Seebenutzer.
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GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Berücksichtigung des Schutzes der Naturräume und der 
Aufnahmekapazität der Ufergebiete, insbesondere was 
Autoabstellplätze, Schuppen, Verkehr, Lärm, Gestaltungsqualität 
usw. betrifft, bei jeder Erstellung neuer Kleinschiffhäfen und 
bei der Erweiterung bestehender Häfen.

· Übertragung der oben aufgeführten Grundsätze auf die 
kollektiven Anlegeplätze (z. B. Bojenfelder).

· Beseitigung individueller Anlegeplätze und gewisser 
Bojenfelder entsprechend den in den Häfen neu geschaffe-
nen Bootsplätze.

· Prioritäre Beseitigung der individuellen Anlegeplätze in den 
Gebieten, in denen Konflikte mit der Erhaltung des natürlichen 
Uferzustands und mit öffentlichen Ufernutzungen bestehen.

· Suche nach Lösungen, um die schädlichen Auswirkungen 
neuer Anlagen und Einrichtungen auf den Uferbereich und 
die benachbarten Bauzonen auf ein akzeptierbares Niveau 
zu bringen, insbesondere was Lärm und Verkehr betrifft.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Die Hafenanlagen müssen mit dem regionalen Tourismuskonzept 
und dem regionalen Seeuferrichtplan koordiniert werden.

· Mittelfristig müssen die Anlegeplätze in Feuchtgebieten auf-
gehoben werden.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Erteilt die Konzessionen zur Nutzung der öffentlichen Gewässer 

für Bootshäfen.

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion:
· Erteilt die Bewilligungen zur Nutzung der öffentlichen Gewässer 

für Anlegeplätze.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Beteiligt sich an den regionalen Studien für die Erstellung 

der Seeuferrichtpläne.

· Sorgt für die Erstellung der Studien, die für den Bau neuer 
Häfen erforderlich sind.

· Koordiniert die Planungs- und Baubewilligungsverfahren mit 
dem Konzessionsgesuch.

Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Verwaltet die Nutzung der öffentlichen Gewässer und das 

Signalsystem auf Seen und Wasserflächen.

· Behandelt die Konzessions- und Bewilligungsgesuche für die 
Nutzung der öffentlichen Gewässer auf der Basis der im 
kantonalen Richtplan festgelegten Grundsätze.

· Führt die Wartelisten der Anlegeplätze in öffentlichen Gewässern 
nach.
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Das Amt für Strassenverkehr und Schifffahrt:
· Stellt die Zulassungen aus auf der Grundlage der in den 

Häfen verfügbaren Bootsplätze.

· Informier t die Seebenutzer über die zu beachtenden 
Navigationsgrundsätze.

Das Amt für Verkehr und Energie:
· Informiert die Gesuchsteller über die Verfahren und koor-

diniert die Verfahren zum Erhalt von Betriebskonzessionen 
von touristischen Anlagen und Freizeitanlagen, mit Schiffen 
verursachen.

Die Regionen:
· Erarbeiten und revidieren gegebenenfalls die regionalen 

Richtpläne und die regionalen Seeuferrichtpläne.

Die Gemeinden:
· Beteiligen sich an der Erarbeitung der regionalen 

Richtpläne.

Die Nachbarkantone:
· Erstellen die interkantonalen Studien über die Schifffahrt auf 

den gemeinsamen Wasserflächen.

Die Betreiber der Kleinschiffhäfen:
· Sorgen für die Einhaltung des Hafenreglements und der 

Konzessions- bzw. Bewilligungsbedingungen bei der Zuteilung 
der Bootsplätze.

· Führen Wartelisten für die Anlegeplätze in den Häfen.

Der Freiburger Tourismusverband:
· Beurteilt die Projekte, welche eine Auswirkung auf die touris-

tische Entwicklung des Kantons und der Regionen haben.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Der Kanton erstellt in Zusammenarbeit mit den Kantonen 
Neuenburg und Waadt eine Studie über die Kleinschifffahrt 
auf dem Neuenburger- und Murtensee.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Die Regionen erstellen für jeden See einen Seeuferrichtplan. 
Diese Pläne legen mindestens fest:
· Die Entwicklungs- und Standortbereiche für Häfen mit den 

Umsetzungsbestimmungen und den wichtigsten Koordinations-
problemen, die gelöst werden müssen.

· Die Höchstzahl der für die Wasserfläche zugelassenen 
Boote.

· Die Sektoren, in denen die Anlegeplätze aufgehoben werden 
müssen.
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· Die Sektoren, in denen die Anlegeplätze beibehalten bzw. 
mittels Häfen und kollektiver Anlegeplätze vermehrt werden 
können.

· Die Kriterien, aufgrund derer die Erhaltung individueller 
Anlegeplätze in Betracht gezogen werden kann, und eine 
Identifizierung der betroffenen Sektoren.

Ortsplanung

Die Gemeinde scheidet eine Zone von öffentlichem Interesse 
für die Häfen und die Sektoren aus, die von der Erweiterung 
oder dem Bau eines Hafens oder eines kollektiven Anlegeplätze 
betroffen sind. Sie sieht die Verpflichtung vor, für die Erweiterung 
oder den Bau von Häfen einen Spezialplan zu erstellen und 
legt dessen Perimeter fest. Das Gemeindebaureglement legt die 
Vorschriften für diese Zone fest, insbesondere die Ziele, die der 
Spezialplan verfolgt. Dieser muss den Sektoren entsprechen, die 
der regionale Richtplan diesbezüglich vorsieht.

Ist der Bau eines Bootshafens beziehungsweise eines kollek-
tiven Anlegeplatzes vorgesehen oder soll ein bestehender 
Hafen vergrössert werden, erstellt die Gemeinde einen Plan 
der sanierungsbedürftigen Sektoren. Dieser Plan ist Bestandteil 
des Landschaftsrichtplans und muss in die Ortsplanung einge-
bunden werden. Je nach Grösse des Hafens und Ausdehnung 
der zu sanierenden Sektoren kann der Plan der sanierungsbe-
dürftigen Sektoren die Form eines interkommunalen Richtplans 
annehmen.

Der Plan der sanierungsbedürftigen Sektoren gibt an:
· die Sektoren, in denen die Anlegeplätze aufzuheben sind, 

sowie

· die Sektoren, in denen die Anlegeplätze allenfalls beibehalten 
werden können.

Der Plan der sanierungsbedürftigen Sektoren ist durch einen 
technischen Bericht zu ergänzen, in welchem insbesondere für 
den gesamten betroffenen Bereich die Zahl der Anlegeplätze 
vor und nach der Verwirklichung des Projekts aufgeführt ist.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Plan der sanierungsbedürftigen Sektoren

Als Bestandteil des Landschaftsrichtplans folgt der Plan der 
sanierungsbedürftigen Sektoren dem in den Art. 73ff. RPBG vor-
gesehenen Verfahren. Handelt es sich um einen interkommunalen 
Richtplan, wird das Vernehmlassungsverfahren in allen betroffen 
Gemeinden gleichzeitig durchgeführt.

Spezialplan

Der Spezialplan folgt dem in den Art. 78ff. RPBG vorgesehenen 
Verfahren und legt insbesondere fest:
· die Grösse und die Auswirkung der vorgesehenen Hafen- und 

Tourismusanlagen.

· die sanierungsbedürftigen Anlegeplätze.

· die Fristen, nach denen individuelle Konzessionen für 
Anlegeplätze nicht mehr erteilt werden.

Das Dossier des Spezialplans enthält zudem das Baureglement 
des betroffenen Sektors, das Hafennutzungsreglement und den 
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Bericht der Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn der Hafen mehr 
als 100 Anlegeplätze umfasst.

Baubewilligung

Das Baubewilligungsgesuch ist erforderlich gemäss dem in den 
Art. 172ff. RPBG vorgesehenen Verfahren.

Konzession

Das Gesuch unterliegt dem Verfahren, das in den Art. 22ff. des 
Gesetzes über die öffentlichen Sachen vorgesehenen ist.

Das Dossier zum Konzessionsgesuch enthält:
· einen erläuternden Bericht,

· einen von einem Geometer erstellten Situationsplan, in welchem 
die Benutzung der öffentlichen Sachen präzise abgegrenzt 
und die Zahl der Anlegeplätze angegeben ist,

· das Betriebsreglement des Hafens,

· die Gebühren für die Nutzung der Anlegeplätze.

Koordination

Um eine optimale Koordination der verschiedenen Verfahren zu 
erreichen, müssen 
· die Vernehmlassung des Plans der sanierungsbedürftigen 

Sektoren,

· die öffentliche Auflage der Änderung des Zonennutzungsplans 
und des Spezialplans sowie allenfalls die Vernehmlassung 
des Umweltverträglichkeitsberichts,

· die öffentliche Auflage des Baubewilligungsgesuchs und

· die öffentliche Auflage des Konzessionsgesuchs

gleichzeitig erfolgen.

Die Genehmigungen und Bewilligungen infolge der oben 
erwähnten Verfahren sind ebenfalls untereinander abzustimmen. 
Die vom Staatsrat erteilte Konzession für einen Hafen sowie 
allfällige andere Bewilligungen (z. B. Rodungsbewilligungen) 
sind Vorentscheide im Sinne von Art. 175a RPBG. Sie sind 
Voraussetzung für die Erteilung der Baubewilligung und sind 
gleichzeitig mit der Baubewilligung zu eröffnen.
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